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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(19. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Dieter Maaß (Herne), Achim Großmann, 
Holger Bartsch, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 12/4301 — 


Förderung des genossenschaftlichen Wohnungsbaus 


A. Problem 

Die gegenwärtige Wohnungsnot ist nach Auffassung der Antrag- 
steller nur durch zusätzhche Mobilisierung privaten Kapitals zu 
meistern. Deshalb soll die Bundesregierung aufgefordert werden, 
Voraussetzungen für eine bessere Förderung des genossenschaft- 
hchen Wohnungsbaus durch steuerliche Förderung der Mitglieder 
von Wohnungsgenossenschaften zu schaffen. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrags. 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß 

C. Alternativen 

Die Fraktion der SPD besteht auf der Annahme ihres Antrags. 

D. Kosten 


Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 12/4301 — abzulehnen. 

Bonn, den 15. Juni 1994 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Werner Dörflinger Peter Götz Dieter Maaß (Herne) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Peter Götz und Dieter Maaß (Herne) 


i. 

Der Deutsche Bundestag hat den Antrag in Drucksa- 
che 12/4301 in seiner 179. Sitzung am 30. September 
1993 in erster Lesung beraten und an den Ausschuß 
für Raumordnimg, Bauwesen und Städtebau zur 
federführenden Beratimg sowie an den Finanzaus- 
schuß zur Mitberatung überwiesen. 

Der Finanzausschuß schlägt dem federführenden 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen 
die Stimmen der Fraktion der SPD bei Abwesenheit 
der Gruppen der PDS/Linke Liste imd BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN vor, dem Deutschen Bundestag die 
Ablehnung der Vorlage zu empfehlen. Die Koalitions- 
fraktionen begründen ihre Ablehnung damit, daß 
keine zusätzlichen Prüfaufträge erteilt werden sollten, 
bis nicht die von der Bimdesregierung eingesetzte 
Expertenkommission zur Überprüfung der Instru- 
mente in der Wohnimgspolitik ihre Ergebnisse vorge- 
legt hat. 

Der Ausschuß für Raumordnimg, Bauwesen und Städ- 
tebau hat am 18. Mai 1994 eine öffentliche Anhörung 
von Sachverständigen durchgeführt. Mit Ausnahme 
des Zentralverbandes der Deutschen Haus-, Woh- 
nungs- imd Grundeigentümer haben sich alle einge- 
ladenen Verbände imd Institutionen — die Bundes - 
Vereinigung der kommunalen Spitzenverbände, der 
Gesamtverband der Wohnungswirtschaft, der Deut- 
sche Mieterbund, die Arbeitsgemeinschaft des Evan- 
gelischen Siedlungswerks und des Katholischen Sied- 
lungsdienstes, das Institut Wohnen und Umwelt und 
die Vertreter von zwei Wohnungsgenossenschaften — 
sowie Prof. Dr. Walter Leisner, Erlangen und Akade- 
mischer Rat Dr. Jäger, Münster im Grundsatz für eine 
steuerliche Förderung der Genossenschaftsanteile in 
Anlehnung an § 10 e EStG ausgesprochen. Die Sach- 
verständigen sehen übereinstimmend in einer solchen 
Maßnahme das geeignete Mittel, privates Kapital 
zusätzlich in den Wohnungsbau zu lenken. Unklar 
blieben dabei jedoch die möglichen Modalitäten einer 
solchen Förderung, vor allem die Fragen nach der 
Berechnungsgrundlage und nach dem Objektver- 
brauch. Die Sachverständigen befürworteten auch mit 
großer Mehrheit, die Wohnimgsgenossenschaften in 
den neuen Ländern von der Veräußerungspflicht nach 
§ 5 AHG freizustellen, da die Genossenschaften 
bereits privat seien und eine Veräußerung von Woh- 
nungen an Dritte mit dem Genossenschaftszweck 
nicht vereinbar wäre. Auch die Ausgründung von 
Genossenschaften aus dem Bestand der kommunalen 
Wohnungsgesellschaften in den neuen Ländern soll 
nach Meinung der Sachverständigen als Erfüllung der 
Privatisienmgspflicht anerkannt werden. Zu den Ein- 
zelheiten wird auf das 82. Kurzprotokoll des Aus- 
schusses für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
verwiesen. 


Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städ- 
tebau hat den Antrag in seiner 71,, 73., 74. und 
84. Sitzung beraten. Er empfiehlt mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Fraktion 
der SPD bei Abwesenheit des Vertreters der Gruppe 
der PDS/Linke Liste, den Antrag abzulehnen. 


IL 

Die Ausschußmehrheit mißt der Förderung einer indi- 
viduellen Wohneigentumsbildung einen hohen ge- 
sellschafts-, ordnungs- und wohnungspolitischen 
Stellenwert bei. 

Die Ausschußmehrheit sieht die Notwendigkeit, um 
künftig Genossenschaftsanteile in die Wohnungsei- 
gentumsförderung einzubeziehen, innerhalb der Bun- 
desregierung Vorbereitungen zu treffen zur 

1. Schaffung der Rechtsgrundlagen für eine sachen- 
rechtliche Ausrichtung der genossenschaftlichen 
Mitgliedsrechte an Wohnungsbaugenossenschaf- 
ten, wie es teilweise im Ausland der Fall ist und 

2. Untersuchungsergebnisse der auf Antrag des 
Deutschen Bundestages von der Bundesregierung 
eingesetzten unabhängigen Expertenkommission 
zur Überprüfung der Wohnungspolitik in die kon- 
krete Ausgestaltung einzubeziehen, soweit sie die 
Förderung von Genossenschaftsanteilen an Woh- 
nungsbaugenossenschaften betreffen. 

Die Ausschußmehrheit würdigt die Bauleistungen der 
Wohnungsgenossenschaften, die auch nennenswert 
im Rahmen des öffentlich geförderten sozialen Woh- 
nungsbaus unterstützt worden sind, als wichtigen 
Beitrag zur Wohnungsversorgung und begrüßt des- 
halb alle Bestrebungen, im Wege der Selbsthilfe das 
genossenschaftliche Engagement im Wohnungsbau 
zu stärken. 

Derzeit wird der Erwerb von Anteilen an Bau- und 
Wohnungsgenossenschaften durch das Wohnungs- 
bau-Prämiengesetz und das 5. Vermögensbildungs- 
gesetz gefördert. 

Nach dem Wohnungsbau-Prämiengesetz können ent- 
sprechende Aufwendungen bis zu einem jährlichen 
Höchstbetrag von 800 DM bei alleinstehenden und 
1 600 DM bei Ehegatten durch eine Prämie von 
10 V. H. begünstigt werden, wenn das Jahreseinkom- 
men des Sparers den Betrag von 27 000 DM bei 
Alleinstehenden und 54 000 DM bei zusammenveran- 
lagten Ehegatten nicht übersteigt. 

Nach dem 5. Vermögensbildungsgesetz werden ver- 
mögenswirksame Leistungen eines Arbeitnehmers 
zum Erwerb von Genossenschaftsanteilen nach nähe- 
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rer Maßgabe des § 2 Abs. 1 Nr. 1 g 5. VermBG bis zu 
einem Betrag von 936 DM jährlich durch eine Sparzu- 
lage in Höhe von 10 v. H. gefördert, wenn das Jahres- 
einkommen des Arbeitnehmers den Betrag von 27 000 
DM bei Alleinstehenden imd 54 000 DM bei zusam- 
menveranlagten Ehegatten nicht übersteigt. 

In den Anwendimgsbereich der steuerlichen Begün- 
stigung für selbstgenutztes Wohneigentum nach § 10 e 
EStG ist der Erwerb von Genossenschaftsanteilen 
bislang nicht einbezogen worden. Genossenschaftli- 
che Mitgliedschaftsrechte vermitteln nach geltendem 
Recht kein individuelles sachenrechtliches Woh- 
nungseigentum, das veräußert oder vererbt werden 
kann imd bei dem das Mitglied an Wertsteigerungen 
der Immobilie partizipiert. 


III. 

Die Fraktion der SPD im Ausschuß besteht auf der 
Annahme ihres Antrags. Sie weist darauf hin, daß die 
öffentliche Anhörung im Ausschuß für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau deutlich gemacht hat, daß 
die steuerliche Förderung des genossenschaftlichen 
Wohnungsbaus steuerpolitisch möglich, eigentums- 
rechtlich geboten und wohnungspolitisch effizient ist. 
Sie tritt dafür ein, die Bundesregierung aufzufordem, 
so schnell wie möglich dafür Sorge zu tragen, daß die 
steuerliche Förderung des genossenschaftlichen 
Wohnungsbaus dem § lOe EStG angeglichen wird 
und den von der Fraktion der SPD vorgelegten Antrag 
auch in seinen weiteren Punkten in die politische 
Praxis umzusetzen. 


Bonn, den 15. Juni 1994 


Peter Götz Dieter Maaß (Herne) 

Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53113 Bonn 

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 13 20, 53003 Bonn, Telefon: 02 28/3 82 08 40, Telefax: 02 28/3 82 08 44 

ISSN 0722-8333 


